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Bemerkung 
 
In diesem hier nun vorliegenden Bericht sind die bis dato abgeschlossenen Einzelprü-
fungsergebnisse von entsprechender Bedeutung zusammengestellt. 
 
Dieser Bericht über Einzelprüfungsergebnisse beinhaltet keine „grüne Seiten“, die der 
Öffentlichkeit vorenthalten werden sollten. 
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Teil I Zusammenfassendes Vorwort 

 
1. Prüfung in wenigen Punkten 
 

An dieser Stelle wird auf wesentliche Prüfungsinhalte und -ergebnisse 
dieses Berichtes hingewiesen, damit sich die Leser dieses Berichtes 
auf einen Blick informieren können.  
 
Prüfung des Internen Kontrollsystems im Bereich der Straßenun-
terhaltung und Prozessdarstellung 
 
Die Prüfung erstreckte sich insgesamt auf drei Bereiche der Straßenun-
terhaltung: 
 
a) Straßenkataster (Software RoSy) 
b) Prozessablauf Straßenunterhaltung 
c) Wirtschaftlichkeit in der Straßenunterhaltung 
 
Der gegenwärtige Zustand ist optimierungsfähig. Im Jahr 2007 wurde 
ein erheblicher Instandhaltungsstau diagnostiziert, der nicht in wün-
schenswerter Weise abgearbeitet wird. Es wird ein Softwareprogramm 
zu hohen Kosten betrieben, ohne dass die von der Software „Scha-
densprognose“ erwarteten Leistungen realisiert werden können. Die 
Verwaltung und auch die Politik sollten darüber nachdenken, wie die 
Straßenunterhaltung in Zukunft ausgerichtet sein soll. Aus Sicht der 
Rechnungsprüfung sind unter anderem die Fragen zu beantworten, ob  
 

• es oberste Priorität sein sollte, den Instandhaltungsstau abzuar-
beiten, 
 

• investive Maßnahmen zugunsten von Instandhaltungen gescho-
ben werden dürfen,  
 

• im Bereich der mittelfristigen Finanzplanung der Straßenunterhal-
tungsmaßnahmen Grundsatzentscheidungen getroffen werden 
können, damit es bei der Beratung der § 14-Unterlagen nicht 
mehr um die Frage geht, „OB“ eine Maßnahme durchgeführt wird, 
sondern nur noch um das „WIE“.  

 
Als weiterer Berichtsbestandteil war zunächst die 
 

Prüfung und Darstellung des internen Kontrollsystems (IKS) 
bezüglich der Anschaffung von (umfangreichen) Softwarepro-
dukten und Beurteilung der Frage der Zweckmäßigkeit des 
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Verwaltungshandelns gem. § 103 Abs. 2 Ziffer 1 GO NRW - 
hier am Beispiel „PROSOZ 14plus“ - 

 
vorgesehen. 
 
Es hat sich jedoch ergeben, dass die Verwaltung auch aufgrund der 
Komplexität des Themas zu diesem Prozess keine gemeinsame Stel-
lungnahme rechtzeitig bis zur Versendung der Sitzungsunterlagen für 
den Rechnungsprüfungsausschuss am 12.11.2012 erstellen konnte. 
Somit war es auch dem Rechnungsprüfungsamt nicht möglich, die Stel-
lungnahme der Verwaltung zu diesem Punkt auszuwerten und ebenfalls 
in den Bericht aufzunehmen, wie es üblicherweise geschieht. 
 
Somit enthält dieser 1. Bericht über Einzelprüfungsergebnisse des Jah-
res 2012 vom 25.10.2012 nur die Prüfungsergebnisse zum Prozess der 
Straßenunterhaltung, die sich bei der Prozessaufnahme und der IKS-
Prüfung ergeben haben. 

 



1. Bericht über Einzelprüfungsergebnisse im Jahr 2012 
 

Teil I - Zusammenfassendes Vorwort – Seite I-3 
  
 

 
2. Allgemeines zu den vorliegenden Prüfungsberichten 
 

Der Katalog der Aufgaben, die der örtlichen Rechnungsprüfung gemäß 
§ 103 Abs. 1 GO NRW bzw. in der Rechnungsprüfungsordnung der 
Stadt Hilden übertragen ist, umfasst auch die Prüfung der Verwaltung 
auf Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit (Effektivität und Effizienz) 
des Verwaltungshandelns. Die im Folgenden dargestellten Prüfungser-
gebnisse haben sich bei Prüfungen aus dieser innenrevisionären Tätig-
keit oder bei Prüfungen zur Vorbereitung der Prüfung eines Jahresab-
schlusses ergeben. 
 
Die Prüfung der Jahresabschlüsse im NKF auf Basis des „Risikoorien-
tierten Prüfungsansatzes“ soll dabei Einzelprüfungen nicht verhindern, 
ganz im Gegenteil sollen solche Einzelprüfungen auch in Zukunft wie 
bisher im Rahmen der kapazitiven Möglichkeiten durchgeführt werden.  
 
Deshalb werden wie in diesem Bericht dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss und gegebenenfalls dem Rat die durchgeführten Einzelfallprü-
fungen im Jahresverlauf einzeln oder zusammengefasst dargestellt. 

 
Wie in der Vergangenheit beschränkt sich die Rechnungsprüfung  nicht 
darauf, vergangenes Fehlverhalten festzustellen. Es war und ist auch 
ihr Ziel, Fehler erst gar nicht auftreten zu lassen. Um dies zu erreichen, 
unterstützt und berät die Prüfung die verantwortlichen Personen aller 
Ebenen im Hinblick auf die kritische Überprüfung von Handlungswei-
sen, Verfahrensabläufen bzw. auch einzelner Aufgabeninhalte. Mit die-
sen Aufgabeninhalten dient auch das Rechnungsprüfungsamt der 
Steuerung der Verwaltung. 

 
Grundsätzliche Prüfungsunterlagen waren: 

 
 � Haushaltssatzungen, Haushaltspläne mit Anlagen, 
 
 � Investitionsprogramme und Finanzplanungen, 
 
 � Jahresrechnungen, 
 
 � Bücher und Belege, 
 
 � Akten und sonstige Vorgänge, soweit erforderlich. 

 
Soweit sich aus der Prüfung Unstimmigkeiten ergaben, hatte der Bür-
germeister nach § 101 Abs. 2 GO NRW (NKF) die erforderliche Auf-
klärung beizubringen. Ziel dieser Vorschrift ist es, eine Aufklärung der 
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Unstimmigkeiten zu erreichen, bevor dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss der Prüfungsbericht erstattet wird.  

 
Die in den Berichten verwendeten Kennzeichnungen haben folgende 
Bedeutung, wobei die unterschiedlichen Kennzeichnungen zur besse-
ren Handhabung des Berichts jeweils nummeriert sind: 

 
 

B:   Beanstandung, 
 
H:   Hinweis, dessen Beachtung anheimgestellt wird 

bzw. der für den Ausschuss / Rat gegeben wird, 
 

E:   Empfehlung. 
 
 
Allerdings werden auch Verfahrensweisen, Ergebnisse etc. dargestellt, 
bei denen Meinungsverschiedenheiten zwischen Verwaltung und Prü-
fung nicht zu erkennen sind; sie dienen der Information der Ratsmitglie-
der. 

 
Die jeweils abgegebenen Stellungnahmen der Verwaltung wurden in 
die Teilberichte eingearbeitet und gegebenenfalls mit auswertenden 
Kommentaren versehen. 
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3. Voraufgegangene Prüfung 

3.1 Erledigung der zuletzt berichteten Prüfungsbemerkungen 
 

Die folgende Tabelle enthält alle Anmerkungen, Empfehlungen und 
Hinweise des Prüfungsberichtes und Testats zum Jahresabschluss 
2009 und des 2. Berichtes über Einzelprüfungsergebnisse 2011  (E= er-
ledigt, N = nicht erledigt, A = von der Verwaltung abgelehnt, ./. = freige-
stellt: Hinweis oder Empfehlung): 

 

Thema 
Ver-
merk 

Seite 
Bericht  erledigt 

2. Einzelprüfungsbericht im Jahr 
2010 

   

4. Prüfungen im allgemeinen 
Verwaltungsbereich 

 
   

4.1 Prüfung der Wirtschaftlich-
keit und Zweckmäßigkeit 
von Verwaltungsgebühren 
der Stadt Hilden 

   

4.1.6 Auswertung der Erhebung 
von Verwaltungsgebühren 

H1 II-13 Beant-
wortung 
wg. Er-

krankung 
der zust. 
AL z. Zt. 

Nicht 
möglich 

E1 II-16 

E2 II-16 

4.1.8 Prüfungsergebnis E3 II-20 

4.2 Prüfung einer Erschlie-
ßungsmaßnahme / Er-
schließungsbeitragsabrech-
nung, hier: Brucknerstraße 

  

Die Prü-
fung hat-

te zu 
keinen 

Einwen-
dungen 
geführt. 

4.2.7 Zusammenfassung  H2 II-32 

4.3 Bericht über die Prüfung der 
vom Amt 32 erhobenen 
Sondernutzungsgebühren 
und der gebühren für die 
Inanspruchnahme öffentli-
cher Flächen 

   

4.3.6 Zweckmäßigkeit und Wirt-
schaftlichkeit 

E4 II-36 N 

E5 II-36 N 
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Thema 
Ver-
merk 

Seite 
Bericht  erledigt 

4.3.7.2 Einzelfälle    

4.3.7.2.1 Kassenzeichen 3119045 A1 II-38 E 

4.3.7.2.2 Kassenzeichen 3109026 
und weitere 

A2 II-38 E 

A3 II-39 E 
4.3.7.2.3 Kassenzeichen 3109440 

und weitere 
H3 II-40 E 

4.3.8 Sonstige Sondernutzungs-
erlaubnisse und Gebühren-
bescheide 

E6 II-40 E 

4.4 Betriebsabrechnung 
Schreinerei 

   

4.4.1 Prüfungsgrundlage und -
durchführung 

   

4.4.1.1 Umlage Verwaltungsge-
meinkosten 

H4 II-43 E 

H5 II-43 E 

E7 II-44 E 

4.4.1.2 Produktive Arbeitsstunden E8 II-45 
Nicht be-

kannt 

4.4.1.3 Abrechnung der Leistung E9 II-47 
Nicht be-

kannt 
4.4.1.4 Darstellung des BAB H6 II-47 E 
4.4.1.5 Feststellung der Wirtschaft-

lichkeit 
H7 II-48 E 

4.5 Prüfung der delegierten 
Aufgaben nach dem zwölf-
ten Sozialgesetzbuch 

   

4.5.3 Prüfungsergebnis drittes 
Kapitel 

   

4.5.3.1 Einzelprüfungsergebnisse    

4.5.3.1.1 Fall 1105 A4 II-49 E 

4.5.3.1.2 Fall 6207 E10 II-50 E 

4.5.4.1.1 Fall 1212 A5 II-50 E 

4.5.4.1.2 Fall 1819 A6 II-51 E 

    
2. Bericht über Einzelprüfungser-
gebnisse im Jahr 2011 

   

Teil II Ausgewählte Einzelprü-
fungsergebnisse 

   

4. Prüfungen im allgemeinen    
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Thema 
Ver-
merk 

Seite 
Bericht  erledigt 

Verwaltungsbereich 
4.1 Beihilfeprüfung im Jahr 

2011 
   

4.1.5 Durchführung der Prüfung 
des internen Kontrollsys-
tems 

   

4.1.5.2 Internes Kontrollsystem im 
Bereich der Beihilfesachbe-
arbeitung 

A1 II-10 E 
A2 II-10 E 
A3 II-10 E 
E1 II-11 E 

4.1.6 Beihilfesachbearbeitung in 
Einzelfällen 

E2 II-12 E 
E3 II-12 E 

4.2 Prüfung der Datenerfas-
sung und Auswertung der 
Kosten- und Leistungsrech-
nung 

   

4.2.5 Erfassung und Auswertung 
von Daten 

   

4.2.5.1 Abgrenzung Vorkostenstel-
len/Endkostenstellen und 
Vorkostenträger/Endkosten-
träger 

A4 II-19 N 

4.2.6 Ist-Zustand in der Verwal-
tung 

H1 II-20 ./. 
E4 II-21 ./. 
H2 II-21 ./. 
E5 II-21 N 
H3 II-21 ./. 

Prüfungsbericht und Testat zum 
Jahresabschluss 2009 

   

2 Grundsätzliche Feststellun-
gen 

   

2.2 Sonstige Feststellungen    
2.2.2 Detailprüfung des Internen 

Kontrollsystems - IT-
Organisation und Informati-
onsströme 

A1 17 N 

2.2.4 Detailprüfung des Internen 
Kontrollsystems - Haus-
halts- und Buchhaltungs-
kenntnisse in der Gesamt-
verwaltung 

E1 19 N 

2.2.5 Prüfung IT-gestützter Ge- A2 19 N 
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Thema 
Ver-
merk 

Seite 
Bericht  erledigt 

schäftsprozesse H2 20 ./. 
2.2.6 Personalaufwand / Perso-

nalbuchhaltung 
A3 20 N 

2.2.6.2 Beihilfesachbearbeitung H3 21 E 
2.2.8 Intercompany-Bereich / Be-

teiligungsverwaltung 
A4 22 N 
H4 22 ./. 

2.2.9 Erstellung bzw. Änderung 
von Dienstanweisungen 

A5 25 E 
A6 25 E 
A7 26 E 

2.2.10 Prüfung des Anhangs    
2.2.10.2 Beizufügende Übersichten: 

Haftungsverhältnisse 
A8 26 E 

2.2.10.3 Außerplanmäßige Abschrei-
bungen 

A9 27 E 

2.2.10.4 Sonderposten H5 28 N 

2.2.10.6 Pensionsrückstellungen 
A10 29 N 
H7 29 ./. 
A11 30 N 

2.2.10.7 Forderungen 
A12 31 E 
H8 32 E 

4.2 Gesamtaussage des Jah-
resabschlusses 

   

4.2.2 Wesentliche Bewertungs-
grundlagen 

   

4.2.2.1 Zweckgebundene De-
ckungsrücklage 

A13 44 E 
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Teil II Ausgewählte Einzelprüfungsergebnisse 
 

Grundsätzlich erstrecken sich Prüfungen darauf, ob die haushaltsrecht-
lichen Vorschriften eingehalten worden sind, ob die Beträge richtig sind 
und die Belege mit den angeordneten Beträgen übereinstimmen. Ne-
ben die förmliche und rechnerische tritt auch die sachliche Prüfung, al-
so die Prüfung hinsichtlich der materiellen Voraussetzungen für die An-
ordnungen. 
 
Im Übrigen umfasst der Katalog der Aufgaben der Rechnungsprüfung 
auch die Prüfung der Verwaltung auf Effektivität und Effizienz des Ver-
waltungshandelns. Aus dieser innenrevisionären Tätigkeit ergab sich 
eine Reihe von Prüfungsanmerkungen und -hinweisen, die der Verwal-
tung zur Aufklärung und Stellungnahme übersandt wurden. 
 
Aufgrund der abgegebenen Stellungnahmen können viele Prüfungsan-
merkungen als ausgeräumt angesehen werden; auch wurden einige 
Hinweise aufgegriffen oder können aufgrund der Verwaltungsstellung-
nahme als erledigt angesehen werden. 
 
In den folgenden Abschnitten sind die noch ungeklärten, aber auch ei-
nige der bereits abgearbeiteten bzw. in anderen Berichtsabschnitten 
erwähnten Feststellungen und Hinweise - obwohl einzelfallbezogen 
evtl. nur von geringer Bedeutung - abgedruckt. Auf diese Weise soll auf 
eine kritische Überprüfung von Handlungsweisen, Verfahrensabläufen 
bzw. auch einzelner Aufgabeninhalte hingewirkt werden. So sind unter 
Umständen auch Sachverhalte enthalten, die zwar den haushaltsrecht-
lichen Regeln entsprechen, dennoch aber unter Berücksichtigung der 
besonderen Umstände und dargelegten Begründungen evtl. für die 
Rats- und Ausschussmitglieder informativ sein könnten. 

 
� 4  Prüfungen im Allgemeinen Verwaltungsbereich 

 
� 4.1 Prüfung des Internen Kontrollsystems im Bereich der Straßen-

unterhaltung und Prozessdarstellung 
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4. Prüfungen im allgemeinen Verwaltungsbereich 

 

4.1 Prüfung des Internen Kontrollsystems im Bereich der Straßenun-
terhaltung und Prozessdarstellung 
 

4.1.1  Prüfungsauftrag  
 
Die Grundlage für die Prüfung des internen Kontrollsystems (IKS) im 
Bereich der Straßenunterhaltung sind § 101 und § 103 Absatz 2 Nr. 1 
Gemeindeordnung NRW (GO). Die Beurteilung des IKS ist unabdingbar 
notwendig für die Risikoabschätzung im Rahmen der risikoorientierten 
Prüfung. Außerdem hat der Rat der örtlichen Rechnungsprüfung in § 3 
Absatz 2 der Rechnungsprüfungsordnung die Prüfung der Verwaltung 
auf Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit (Effizienz und Effektivität des 
Verwaltungshandelns) übertragen.  
 
 
 

4.1.2  Durchführung der Prüfung 
 
Die Prüfung wurde durchgeführt vom Verwaltungsprüfer Torsten Schlü-
ter und dem technischen Prüfer Klaus Spielmann in der Zeit von Febru-
ar bis Mai  2012. 
 
 
 

4.1.3  Prüfungsgegenstand 
 
Die Prüfung erstreckte sich insgesamt auf drei Bereiche der Straßenun-
terhaltung: 
 
a) Straßenkataster (Software RoSy) 
 
b) Prozessablauf Straßenunterhaltung 
 
c) Wirtschaftlichkeit in der Straßenunterhaltung 
 
Basis der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung in der Straßenunterhaltung war 
die Sitzungsvorlage (SV 66/117) für den Stadtentwicklungsausschuss 
am 05.12.2007. Hier wurde ein Instandhaltungsstau (anhand der ermit-
telten optimalen Eingriffszeitpunkte) in Höhe von knapp 7 Mio. Euro 
prognostiziert, auf einen Zehnjahreszeitraum knapp 13,5 Mio. Euro. 
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4.1.4  Straßenkataster (Software RoSy) 

 
Zur Ermittlung der Straßenwerte für die Eröffnungsbilanz (EÖB) hatte 
die Verwaltung ein Ingenieurbüro beauftragt, um die Hildener Straßen 
in 2005 / 2006 durch Inaugenscheinnahme kostenpflichtig (knapp 90 
T€) zu bewerten. Diese Erkenntnisse der Inaugenscheinnahme wurden 
dann von dem beauftragten Ingenieurbüro in der Spezialsoftware na-
mens RoSy erfasst. Im Wege der Abschätzung der Restnutzungsdau-
ern bei einer Gesamtnutzungsdauer von 60 Jahren hat das Ingenieur-
büro dann in Zusammenarbeit mit dem Tiefbauamt die Restbuchwerte 
der einzelnen Straßenabschnitte auf Basis von zuvor ermittelten Quad-
ratmeter-Pauschalwerten errechnet.  
 
Aus Sicht der Verwaltung (Tiefbau- und Grünflächenamt) und der 
Rechnungsprüfung war diese Verfahrensweise die einzige Möglichkeit, 
aussagekräftige Werte für die EÖB zu erhalten. Auch die Gemeindeprü-
fungsanstalt hat bei ihrer Prüfung  der Eröffnungsbilanz dieses Vorge-
hen gutgeheißen, zumal das Tiefbauamt wie in vielen anderen Städten 
nicht mehr über flächendeckende Informationen über die tatsächlichen 
Straßenzustände unterhalb der Straßendecken verfügte. Üblicherweise 
waren die Daten der einzelnen Straßenhistorien nicht mehr vorhanden, 
wenn man von den Daten der kürzlich hergestellten Straßen absieht. 
 
Die so ermittelten und in die Datenbank RoSy erfassten Informationen 
und Werte wurden abschließend der Stadt Hilden zur zukünftigen Ver-
wendung mit dem städtischen-RoSy-Programm zur Verfügung gestellt. 
Es war nämlich geplant und beabsichtigt, die im Jahr 2006 auf Betrei-
ben des Tiefbauamtes erworbene RoSy-Software mit den erhobenen 
Daten auch zukünftig für die Erfassung und Bewertung von Zuständen 
bzw. Schadensbilder der Straßen zu nutzen. 
 
Der Informationsstand zum Zeitpunkt des Erwerbs der Software war, 
dass die Software ursprünglich für die Instandhaltungsplanung von Au-
tobahnen konzipiert, allerdings eine Anpassung an die Verhältnisse und 
Gegebenheiten von Kommunalstraßen durchgeführt worden war.  
 
Bei der Nutzung von RoSy muss man sich dessen bewusst sein, dass 
die Verhältnisse im kommunalen Straßenbau wesentlich komplexer 
sind als im Autobahnbereich. Deshalb stellen die Ergebnisse lediglich 
ein ergänzendes, qualifiziertes Handwerkszeug für die ingenieurtechni-
sche Bearbeitung der Instandhaltung dar. Es gibt aber auf dem deut-
schen Markt nach aktuellem Kenntnisstand keine Software, die die Auf-
gabenstellung der Prognose und Instandhaltungsplanung qualifizierter 
abdeckt. 
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Nach aktuellen Aussagen des Fachamtes bestehen inzwischen aber 
Zweifel, ob diese Anpassung an Gemeindestraßen genügend umfas-
send war, da eine Reihe von Schadensprognosen der Software nicht in 
der vorhergesagten Schwere oder dem Umfang eingetreten seien. So 
sei nach nunmehr einigen Jahren der Straßenzustand einzelner Stra-
ßen durchschnittlich sichtbar besser als von der Software vorhergesagt. 
Es könne aber keine Verallgemeinerung auf das gesamte Straßennetz 
vorgenommen werden, da die Erfahrungswerte nicht flächendeckend 
seien. Auf der anderen Seite sei es aber auch fraglich, ob die bei Ge-
meindestraßen gegenüber Bundesautobahnen wesentlich häufigeren, 
punktuellen Eingriffe in den Straßenaufbau richtig berücksichtigt wür-
den. Laut Auffassung des Fachamtes habe sich herausgestellt, dass 
eigentlich eine Validierung der in den Software-Stammdaten hinterleg-
ten sog. Schadensentwicklungsmodelle hätte erfolgen müssen, bei der 
die Übereinstimmung oder Nicht-Übereinstimmung der Schadensent-
wicklung definierter „Musterstraßen“ zu überprüfen gewesen sei. Bei 
Abweichungen sei es evtl. erforderlich gewesen, die Stammdaten zu 
modifizieren, um die Prognosequalität bezogen auf die Hildener Stra-
ßen zu schärfen. Natürlich seien in der Software auch andere Stamm-
daten wie z. B. die Preise für verschiedene Reparaturmöglichkeiten hin-
terlegt, die auch hätten fortgeschrieben werden müssen, was allerdings 
unterblieben sei. 
 
H1:  Eine Validierung der Schadensentwicklungsmodelle 

ist von Seiten des Softwareherstellers nicht vorge-
sehen und bisher auch noch nicht vorgenommen 
worden. 

 
Mit den genannten Anpassungen und Fortschreibungen wäre es mög-
lich (gewesen), mittels der Software sogenannte „optimale Eingriffszeit-
punkte“ für jeden Straßenabschnitt zu ermitteln, und zwar sowohl in 
technischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Diese „optimalen Ein-
griffszeitpunkte“ würden dann den Zeitraum (und die Maßnahmen) 
ausweisen, bei deren Einhaltung die Straßenunterhaltung ein Maximum 
bezüglich Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit erreichen sollte. In der 
gängigen Lehre wird davon ausgegangen, dass der übliche Unterhal-
tungsaufwand bei einem permanenten Hinauszögern von Maßnahmen 
gegenüber den errechneten optimalen Eingriffszeitpunkten ab einer be-
stimmten Verschiebungsdauer unverhältnismäßig hoch ansteigen und 
die Straßenunterhaltung somit stark unwirtschaftlich werden würde, was 
auf jeden Fall vermieden werden sollte.  
 
H2:  Das Fachamt sieht sich nicht in der Lage, den Zeit-

punkt, ab dem das Herauszögern des optimalen 
Eingriffszeitpunktes unwirtschaftlich würde, zu de-
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finieren. Je nach Straße könne der Differenzzeit-
raum, nach dem eine Straßenunterhaltung stark 
unwirtschaftlich würde, bei zwei bis sogar über 10 
Jahren liegen. Allerdings seien im Hildener Stra-
ßennetz die optimalen Eingriffszeitpunkte überwie-
gend schon überschritten, weshalb bereits in der 
oben genannten SV 66/117 ein erheblicher Instand-
haltungsstau ausgewiesen worden sei. 

 
Innerhalb der Software RoSy gibt es die Möglichkeit, die Zustände der 
einzelnen Straßenabschnitte aktuell zu erfassen (Risse, Ausmagerun-
gen, Flickstellen etc.). Die Erfassung dieser Informationen würde er-
möglichen, dass die Software bei der Berechnung der optimalen Ein-
griffszeitpunkte für die verschiedenen Straßenabschnitte die aktuellen 
Begebenheiten und Zustände berücksichtigen könnte. In Hilden wurde 
und wird die Aktualisierung des Datenbestandes aber nur durchgeführt, 
wenn an einer Straße auch tatsächlich etwas Wesentliches (z.B. neue 
Decke) hergestellt  wurde. Eine aktuelle Aufnahme der Straßenab-
schnittszustände und Anpassung der Daten z.B. nach den regelmäßi-
gen Straßenbegehungen wurde und wird nicht durchgeführt und ist von 
der Verwaltung auch nicht beabsichtigt. Es sei nicht sinnvoll, dabei er-
fasste Einzelschäden in die Software zu übernehmen, da dies für die 
Berechnung mit RosyPlan nicht relevant sei und festgestellte Schäden 
wegen der Verkehrssicherheitsaufgabe umgehend beseitigt würden. 
 
H3:  Statt einer jährlichen Erfassung und Aktualisierung 

des Datenbestandes durch MitarbeiterInnen des 
Fachamtes soll alle 5 - 8 Jahre eine komplett neue 
Straßenzustandserfassung durch einen externen 
Dienstleister durchgeführt werden, um die Daten in 
RoSy auf einen aktuellen Stand zu bringen. Eine 
stetige Erfassung der Straßenzustandsveränderun-
gen sei aus Sicht der Verwaltung mit eigenen Kräf-
ten nicht leistbar und daher unwirtschaftlich, so 
dass mehrjährige Aktualisierungsunterbrechungen 
hingenommen werden müssten und könnten.  

 
Stellungnahme 
d. Verwaltung: Nach den Empfehlungen der Forschungsgesellschaft 

für das Straßenwesen (FGSV) soll der Straßenzustand 
periodisch (alle 5-8 Jahre) neu erfasst werden (s. Emp-
fehlungen für das Erhaltungsmanagement von Innerort-
straßen, E-EMI 2003 der FGSV). 
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H4:  Da die letzte Datenaufnahme in den Jahren 2005 

und 2006 für die Aufstellung der Eröffnungsbilanz 
stattgefunden hat, stünde die erneute Straßenzu-
standserfassung für das Jahr 2013 bzw. spätestens 
für 2014 an. 

 
Aktuell will das Fachamt selbst die seit der EÖB neu gebauten Straßen 
einpflegen. Auf Basis der Daten dieser neuen Straßen sollen im Laufe 
der kommenden Jahre (Jahrzehnte) Erkenntnisse gewonnen werden, 
wie sich die tatsächliche Schadensentwicklung im Vergleich zu den 
Prognosen der Software darstellt. Bedauerlicherweise liegen aus den 
Jahren seit dem 01.01.2007 solche Erkenntnisse noch nicht vor, da das 
Fachamt nach 2007 und eigener Aussage weder neue Straßen erfasst 
noch Prognoseberechnungen und Auswertungen erstellt hat.  
 
Diese Auswertungen und vorgeschlagenen „optimalen Eingriffszeit-
punkte“ können mindestens zwei unterschiedliche Prämissen berück-
sichtigen: 
 
• Zum einen die absolute Priorisierung ohne eine finanzielle Decke-

lung, was eine absolute Liste der berechneten Maßnahmen ohne 
Berücksichtigung eines Budgets in einem sogenannten Wirt-
schaftsplan ergeben würde, 

 
• und zum anderen inklusive der Vorgabe eines zu berücksichtigen-

den Budgets, wobei RoSy dann einen Budgetplan erstellen würde. 
Hier würde dann eine weitere Priorisierung durchgeführt und ab-
schließend würden nur die Maßnahmen angezeigt, die mit diesem 
zur Verfügung stehenden Budget „abgearbeitet“ werden können.  

 
In der Budget-Variante würde allerdings eine Reihe von Maßnahmen 
verschoben, so dass deren „optimale Eingriffszeitpunkte“ evtl. verstri-
chen sein könnten. Diese verschobenen Maßnahmen würde RoSy bei 
der Planung für das folgende Jahr wieder berücksichtigen und ebenfalls 
wieder mit oder ohne Budgetvorgabe in die vorgeschlagene Prioritäten- 
und Maßnahmenliste aufnehmen. Auch (erheblich) geänderte Straßen-
zustände würde die Software in ihre Berechnungen einbeziehen. Wenn 
allerdings geänderte Straßenzustände nur alle 5 - 8 Jahre erfasst wer-
den, dann kann die Software die Veränderung dieser Faktoren auch nur 
alle 5 bis 8 Jahre berücksichtigen. 
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Nachtrag des 
RPAes zum 
Prüfungs- 
bericht: Mit Inkrafttreten des Ersten Gesetztes zur Weiterent-

wicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nord-
rhein-Westfalen am 19.09.2012 wurde in § 28 Abs. 1 
Satz 3 GemHVO der Inventurzyklus auf 5 Jahre festge-
legt. Diese körperliche Inventur dient nicht nur dem 
Zweck, das Vorhandensein der Vermögensgegenstän-
de zu kontrollieren. Wesentlich ist auch die Überprüfung 
der Vermögensgegenstände auf Übereinstimmung mit 
den alters- und nutzungsgemäß zu erwartenden Zu-
ständen und somit insbesondere auf auffällige Abwei-
chungen zu den jeweiligen Buchwerten der Vermö-
gensgegenstände. 

 
Es ist aus Rechnungsprüfungssicht durchaus nachvollziehbar, dass das 
Fachamt die „optimalen Eingriffszeitpunkte“, die von der Software RoSy 
ausgeworfen werden, nur als Empfehlungen verstanden wissen will. 
Natürlich spielen auch eine Reihe von Kriterien, die nicht in der Soft-
ware hinterlegt und daher auch nicht mit ausgewertet werden können, 
eine Rolle bei der endgültigen Entscheidung, welche Maßnahmen in 
welchem Jahr durchgeführt werden sollen. Dies können z. B. Informati-
onen über bevorstehende Maßnahmen aus dem Kanalbereich sein, die 
zunächst abgeschlossen werden oder zumindest gleichzeitig mit dem 
Straßenbau vorgesehen werden müssen. Auch die Abstimmung mit 
den Stadtwerken oder mit anderen Versorgern führt immer wieder zu 
der Verschiebung bzw. Anpassung oder Synchronisierung von Maß-
nahmen. 
 
Der Eindruck der Rechnungsprüfung während der Prozessaufnahme 
war jedoch ambivalent: 
 
• Auf der einen Seite wurden nach 2007 keine Auswertungen mehr 

erstellt, die überhaupt bei der Aufstellung der jährlichen Maßnah-
menlisten als Empfehlungen hätten berücksichtigt werden können. 

 
• Andererseits weist die SV 66/117 einen so erheblichen Unterhal-

tungsstau aus, dass der Aufwand für dessen auch nur teilweise Ab-
arbeitung die Erstellung weiterer, zukünftiger „Vorschlagslisten“ na-
hezu obsolet erscheinen lässt. 
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• Wenn das Fachamt nach den Beratungen der genannten SV den 

Eindruck gewonnen haben sollte, dass die in der SV auf Basis der 
ersten Schadensprognosen berechneten Instandhaltungsstaue nur 
dazu geführt haben, dass weder finanzielle noch personelle Ände-
rungen herbeigeführt werden konnten, ist nicht von der Hand zu 
weisen, dass die aufwändige Arbeit mit der Software wegen ihrer 
„unerwünschten“ Ergebnisse gewissermaßen als sinnlos empfunden 
wurde. 

 
• Und viertens führen natürlich die von Jahr zu Jahr zugenommenen 

Datenungenauigkeiten als auch die möglicherweise noch nicht hin-
reichend angepassten Berechnungsmodelle dazu, dass den Aus-
wertungen ohnehin eine gewisse „Unverlässlichkeit“ beigemessen 
wird, was dem Vertrauen in die Ergebnisse der Software nicht för-
derlich gewesen sein dürfte. 

 
H5:  Tatsächlich strebt das Fachamt nach aktuell statt-

gefundenen, personellen Veränderungen zunächst 
einmal an, RoSy aufgrund der insgesamt vorhande-
nen Ungenauigkeiten der Software bezüglich der 
Datenbestände und der Unsicherheiten hinsichtlich 
der Software-Geeignetheit für den Bereich der 
Kommunalstraßen nicht als verbindliche Entschei-
dungsgrundlage zu verwenden, sondern allenfalls 
als Hilfsmittel für die Auswahl künftiger Maßnah-
men. 

 
B1:  Bislang wurde RoSy im Wesentlichen nur vielmehr 

als Straßenkataster und als Hilfe für die Verwaltung 
von Straßenaufbrüchen o. ä. eingesetzt. Es ist die 
Frage zu stellen, ob ohne die Notwendigkeit des 
Einsatzes für die Schadensprognoseberechnungen 
eine normale Datenbank nicht wirtschaftlicher ge-
wesen wäre. 

 
Die Wertermittlungen für die Eröffnungsbilanz hätten auch von dem 
seinerzeitigen Ingenieurbüro durchgeführt werden können, ohne dass 
die Stadt die Lizenz für die Software ebenfalls erwirbt und jährlich einen 
fünfstelligen Softwarewartungsbetrag leistet. 
 
In der ursprünglichen Version war RoSy laut Aussage des Fachamtes 
nur schwer anwendbar. Der Grund sei die Trennung der Module „Katas-
ter“ und „Instandhaltungsberechnung“ gewesen, außerdem sei vom 
Hersteller auch nicht beabsichtigt bzw. „gewünscht“ gewesen, dass die 
Stammdaten bzw. Schadensprognosemodelle vom Anwender ange-



1. Bericht über Einzelprüfungsergebnisse im Jahr 2012  
 

Teil II - Ausgewählte Einzelprüfungsergebnisse - Seite II-18 
  
 

  
passt werden können. Mittlerweile gebe es aber seit 2011 eine neue 
Version, in der das Berechnungstool in das Hauptmodul integriert wur-
de.  
 
H6:  Bereits im Verlauf der Prüfung hat das Fachamt 

damit begonnen, die Datenbestände  in RoSy zu ak-
tualisieren. Laut Aussage des Fachamtes ist der 
bislang extrem sperrige Umgang mit der Software 
seit dem letzten Update erheblich erleichtert; die 
Überarbeitung weiterer Module soll in Aussicht ste-
hen. Zwischenzeitlich wurde auch „Empfehlungen“ 
der Software gefolgt, z. B. bei den 2012 erfolgten 
Straßenunterhaltungsmaßnahmen (Am Rathaus, 
Gerresheimer Str. und Hochdahler Str.). 

 
Stellungnahme 
d. Verwaltung: Aus heutiger Erkenntnissicht mag die Beanstandung 

bezüglich der Software teilweise gerechtfertigt sein. 
Dies aber nur in Bezug auf einen kleinen Teil der Soft-
ware (Rosy-Plan), welcher die Möglichkeit der Berech-
nung von Instandhaltungsplänen beinhaltet. Alle ande-
ren Module (Straßen- und Brückenkataster, 
Straßenkontrolle, Aufgrabungen, verkehrliche Anord-
nungen) sind notwendiges „Handwerkszeug“. Es sei al-
lerdings darauf hingewiesen, dass zur Vorbereitung der 
Softwarebeschaffung (mittels öffentlicher Ausschrei-
bung) umfassend und sorgfältig vorgegangen ist. So 
wurden durch ein Fachbüro in einer Studie die Eck-
punkte der Softwareanforderungen festgelegt und für 
die Erstellung der Ausschreibung der TÜV Rheinland 
hinzugezogen. 

 
Auch die Integration der Daten des bei Straßenbegehungen verwende-
ten Handheld-Gerätes in das RoSy-System ist laut Aussage der Ver-
waltung nicht zufriedenstellend. Eine endgültige Lösung dieses Prob-
lems steht noch aus. 
 
Im Laufe der Prüfung wurden zur Prozessaufnahme und Abstimmung 
der Analyse mehrere Gespräche mit dem Amtsleiter des Tiefbau- und 
Grünflächenamtes geführt und es konnte das Prozessdiagramm auf der 
folgenden Seite erstellt werden: 
 
 
 



1. Bericht über Einzelprüfungsergebnisse im Jahr 2012  
 

Teil II - Ausgewählte Einzelprüfungsergebnisse - Seite II-19 
  
 

  
4.1.5  Erfassung und Darstellung des Prozesses 

 
Um den Prozess einzugrenzen, hat die Rechnungsprüfung die zu be-
trachtenden Vorgänge der Straßenunterhaltung als einen jährlichen 
Zyklus bestimmter Tätigkeiten betrachtet, beginnend mit der Fertigstel-
lung einer neuen Straße und endend mit der Beseitigung einer Straße 
als bauliche Anlage. 
 
In der Darstellung auf der vorhergehenden Seite beginnt der eigentlich 
zyklische Prozess mit der „Jahresplanung Straßenunterhaltung“ und 
endet mit dem Ende der jeweils durchgeführten Unterhaltungsmaß-
nahme. 
 
Zu Beginn der jährlichen Planungsphase könnte das Fachamt in der 
Software RoSy das zur Verfügung stehende Budget erfassen und sich 
sowohl einen Wirtschafts- als auch einen Budgetplan erstellen lassen, 
der dann zu einer Überprüfung der verschiedenen Vorschläge durch In-
augenscheinnahme vor Ort geprüft herangezogen werden könnte. Wie 
zuvor dargestellt wurde, ist in der Vergangenheit die Erstellung eines 
Wirtschafts- und eines Budgetplanes mittels RoSy aber aus verschie-
denen Gründen unterblieben; anstatt des Budgetplans wurde unmittel-
bar auf im Amt vorliegende Informationen und Listen zurückgegriffen, 
die auf den Kenntnissen aus der täglichen Arbeit der vergangenen Zeit 
basierten. Eine Berücksichtigung von optimalen Eingriffszeitpunkten 
aus RoSy konnte und kann auf diese Weise natürlich nicht stattfinden. 
 
Unabhängig vom Vorliegen eines RoSy-Budgetplans müssen in der nun 
folgenden Phase die „äußeren“ Einflüsse Berücksichtigung finden, die 
zum großen Teil gar nicht in RoSy hinterlegt werden oder werden kön-
nen. Dies sind zum einen die eigenen Feststellungen des Fachamtes 
(z.B. durch Straßenbegehungen), aber auch Beeinflussungen durch 
Umstände Dritter. So müssen an dieser Stelle z. B. Maßnahmen der 
Stadtwerke, anderer Versorger oder der eigenen Kanalbauabteilung be-
rücksichtigt werden. Eine Straße großflächig zu reparieren, in der in 
unmittelbarer Folgezeit andere Arbeiten durchgeführt werden sollen, 
wäre nicht sinnvoll und somit unwirtschaftlich. 
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Nach Auswertung der Maßnahmen, der Überprüfung vor Ort und der 
Abstimmung mit den Vorhaben anderer Maßnahmenträger/Fachbe-
reiche muss im Folgenden geprüft werden, in welcher Form die ausge-
wählten Maßnahmen nun ausgeführt werden sollen. Es gibt drei Varian-
ten der Straßenunterhaltung, und zwar  
 

1. die bauliche Unterhaltung,  
 

2. die Instandsetzung/Erneuerung und  
 

3. die Investitionsmaßnahme. 
 
1. Die bauliche Unterhaltung: 
 
Bei der baulichen Unterhaltung wird geprüft, ob der Zentrale Bauhof 
diese Reparatur ausführen kann. Ist dies aufgrund fehlender Kapazitä-
ten (Personal, Maschinen) nicht möglich, wird das jeweilige Unterneh-
men beauftragt, mit welchem die Stadt einen Jahresrahmenvertrag zur 
Straßenunterhaltung nach Durchführung eines Vergabeverfahrens ab-
geschlossen hat.  
 
2. Die Instandsetzung/Erneuerung: 
 
Als Instandsetzung / Erneuerung der Straße werden Oberflächener-
neuerungen oder andere großflächige Unterhaltungsmaßnahmen be-
zeichnet. Sofern die zu unterhaltende Straße solche Maßnahmen erfor-
dert und die Haushaltsmittel ausreichen, was im Rahmen der 
langjährigen Maßnahmenplanung grundsätzlich der Fall sein sollte, wird 
ein Vergabeverfahren nach VOB eingeleitet. Bei auftretenden Unab-
wägbarkeiten / Verzögerungen ist es möglich, dass die Maßnahme 
nicht durchgeführt, sondern erneut in die Planungsliste aufgenommen 
werden muss. Idealerweise sollten die Maßnahmen nach ihrer Durch-
führung in RoSy erfasst werden, was bedauerlicher  Weise nicht voll-
ständig geschehen ist. Lediglich die durchgeführten, großflächigen 
Maßnahmen, wie z.B. Deckenerneuerungen, werden komplett erfasst; 
Einzelmaßnahmen, wie z.B. Schlaglochsanierungen jedoch nicht.  
 
3. Die Investitionsmaßnahme: 
 
Im Gegensatz zur baulichen Unterhaltung und der Instandsetzung / Er-
neuerung, erfordern investive Straßenbaumaßnahmen regelmäßig zeit-
aufwändige, ggfls. sogar mehrjährige Planungen. Im Rahmen der Pla-
nungen und übrigen Vorarbeiten finden auch die erforderlichen 
Beteiligungen der politischen Gremien und der Bürger- bzw. Einwoh-
nerschaft statt. Sobald die grundsätzlichen Zustimmungen für die Maß-
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nahme vorliegen, müssen Berechnungen gemäß § 14 GemHVO ange-
stellt und wiederum im politischen Raum beraten werden, bevor es 
dann im optimalen Fall zu einem Vergabeverfahren nach VOB kommen 
kann. 
 
Nach erfolgreichem Vergabeverfahren wird die Baumaßnahme dann 
entweder ausgeführt oder bei nicht vorhersehbaren, externen Einflüs-
sen eventuell verschoben bzw. neu in die nächste Planung mit aufge-
nommen. Konnte die Maßnahme durchgeführt werden, sollte auch hier 
eine entsprechende Pflege des Datenbestandes in RoSy erfolgen. Dies 
ist bisher allerdings gar nicht geschehen und soll laut Fachamt zukünf-
tig per Fremdvergabe an das ohnehin mit der zyklischen Datenneuer-
hebung zu beauftragenden Ingenieurbüro erfolgen. 
 
 
 

4.1.6  Kritische Schritte im Prozess 
 

4.1.6.1 Kritischer Schritt 1 - RoSy 
 
Solange einerseits die in RoSy gespeicherten Daten mangels Pflege 
jährlich an Aktualität verlieren, bis sie im Rahmen der zyklisch für alle 5 
bis 8 Jahre geplanten Neuaufnahme fortgeschrieben werden, werden 
die mit der Software erstellten Schadensprognosen Fehler mit wach-
sender Tendenz beinhalten.  
 
Die Rechnungsprüfung ist der Ansicht, dass ein hinreichender 
Exaktheitsgrad der Prognosen zurzeit wohl nicht gegeben ist. Um hier 
eine Verbesserung zu erreichen, müssen sowohl die Daten aktualisiert 
als auch die Software validiert werden. Die Verbesserung nur eines der 
beiden Kriterien wäre nicht nur nicht ausreichend, sondern sogar un-
wirtschaftlich, da die jeweils andere Maßnahme auf jeden Fall nicht un-
erheblichen Aufwand erfordert. 
 
E1:  Insgesamt ist es aus Prüfungssicht dringend not-

wendig, die für die Arbeit mit diesem umfangrei-
chen und komplexen Softwareprodukt benötigten 
personellen und finanziellen Ressourcen hinrei-
chend genau zu planen und zu identifizieren, bevor 
weiterer Aufwand z. B. durch die Datenneuaufnah-
me durch ein Fremdunternehmen (erwartungsge-
mäß zu einem gut 5-stelligen Betrag) geplant und in 
Auftrag gegeben wird. Hier muss deutlich gesagt 
werden, dass eine neue Bestandsaufnahme mög-
licherweise erst dann Sinn macht, wenn der bisher 
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angefallene Rückstau abgearbeitet wurde. Ein auf-
wändig zu erreichender, höherer Grad der Daten-
genauigkeit bringt nur einen Nutzen, wenn er für die 
Umsetzung von Maßnahmen verwendet wird. 

 
Stellungnahme 
d. Verwaltung: Auch ohne den Einsatz von Schadenentwicklungsmo-

dellen ist die Kenntnis über den Zustand des Straßen-
netzes unverzichtbar. Der Straßeninstandhaltungsinge-
nieur benötigt für die Instandhaltungsplanung einen 
netzweiten Überblick über den Zustand. Bei über 
150km Netzlänge kann man dies nicht mehr „im Kopf“ 
haben.   

 
 Wenn man (vorläufig) nicht mehr auf die Prognosebe-

rechnungsmöglichkeit der Software zurückgreift, so be-
steht alternativ die Möglichkeit auf der Basis der FGSV 
E-EMI 2003 Zustandsqualitätsstufen der Straßen zu be-
rechnen und diese als Grundlage für die Instandhal-
tungsplanung zu nutzen. Dafür braucht man aber so-
wohl periodisch erfasste Zustandsdaten wie auch die 
entsprechende Erfassungs-, Verwaltungs- und Berech-
nungssoftware. 

 
 Wie schon ausgeführt, würde eine Abschaffung der 

Software dazu führen, dass weder die Anforderungen 
des NKF (Anlagenbuchhaltung) erfüllt werden können, 
noch die rechtlich notwendige Straßenkontrolle zu erle-
digen ist. Weiterhin fehlen dann das Brückenkataster 
und auch die Unterstützungen für die Aufbruchsverwal-
tung. Das kritisierte Berechnungsmodul stellt nur einen 
(kleinen) Teil der Gesamtsoftware dar. 

 
 

4.1.6.2 Kritische Schritte 2 bis 4 - Abstimmung mit Kanalbau, Stadtwerken 
und Vorschläge Dritter 
 
Die Abstimmung von Straßenunterhaltungsarbeiten mit anderen Maß-
nahmen gestaltet sich nach Auskunft des Fachamtes schwierig. Funkti-
oniert die Synchronisierung mit der amtsinternen Fachabteilung Kanal-
bau noch, so ist dies mit den Stadtwerken trotz regelmäßiger 
Arbeitstreffen und -gespräche schwieriger. So wurde berichtet, dass es 
immer mal wieder geschieht, dass Termine von vorher stattzufindenden 
Maßnahmen der Stadtwerke nicht eingehalten werden, was dann nicht 
selten zu teils erheblichen Problemen bei der Durchführung anschlie-
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ßender Straßenunterhaltungsarbeiten führt. Bei anderen Dritten (z. B. 
Telekom) ist die Abstimmung naturgemäß noch schwieriger, zumal bei 
allen Tätigkeiten Dritter natürlich auch wieder Unwägbarkeiten auftreten 
können. 
 
E2:  Mindestens für die Abstimmungen mit den Stadt-

werken wird prüfungsseitig empfohlen, aus Kon-
zernsteuerungssicht darauf hinzuwirken, dass ein 
Höchstmaß an Abstimmung und Verlässlichkeit er-
reicht werden kann. 

 
 

4.1.6.3 Kritischer Schritt 5 - Zustimmung der Politik  anlässlich der Bera-
tung der Unterlagen nach § 14 GemHVO 
 
Dieser Prozessschritt ist deshalb kritisch, weil jede zuvor von der Politik 
im Rahmen der mehrjährigen Investitionsplanung erteilte grundsätzliche 
Zustimmung bis hierher bereits Aufwendungen für die Vorplanung und 
die Kostenberechnungen  in oft nicht unbeträchtlicher Höhe nach sich 
gezogen hat. Häufig wird bei den Beratungen über die § 14-Unterlagen 
mit ihren Kosteninformationen die Weiterführung des Projekts aus eher 
politischen denn fachtechnischen Überlegungen angehalten, weil z. B. 
die betroffene Einwohnerschaft ihre Bedenken gegen die zu erwarten-
den oder befürchtenden Erschließungs- oder KAG-Beiträge nachdrück-
lich geltend macht. Solche Umstände ändern jedoch regelmäßig nichts 
an den sachkundig durchgeführten Kostenkalkulationen. Auch der tat-
sächlich diagnostizierte Straßenzustand, der seinerzeit bereits in die 
Aufnahme und Platzierung in der mehrjährigen Maßnahmenliste geführt 
hatte, ist dadurch nicht besser geworden. Hinzu kommt, dass das 
Fachamt im Rahmen seiner Kapazitätsplanung für eine verschobene 
Investitionsmaßnahme üblicherweise nicht ad hoc eine andere Maß-
nahme vorziehen kann, deren Vorplanung evtl. noch nicht abgeschlos-
sen ist.  
 
E3:  Um Aufwendungen für Vorplanungen möglichst 

nicht verfallen zu lassen, wäre es aus Wirtschaft-
lichkeitsgründen empfehlenswert, die Beschlussla-
ge bei der Verabschiedung der jeweiligen mehrjäh-
rigen Investitionsplanung nicht vorschnell in Frage 
zu stellen. 
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4.1.7  Auswirkungen auf die Bilanz / Wirtschaftlichkeit 

 
Während der prozessanalytischen Gespräche mit dem Fachamt wurden 
zwei Fragen aufgeworfen, deren Beantwortung nach Auffassung der 
Rechnungsprüfung Auswirkungen auf den Jahresabschluss 2010 hät-
ten haben können: 
 
 

4.1.7.1 Ist der Wert der Hildener Straßen in der Anlagenbuchhaltung und 
in den Bilanzen korrekt? 
 
Bei der Wertermittlung im Jahr 2006 sind durch Inaugenscheinnahme 
Zustands- und Quadratmeter-Mittelwerte je Straßenart gebildet worden. 
Wie bereits weiter oben ausgeführt wurde, gibt es nach den ersten Jah-
ren nach Ansicht des Fachamtes aber Hinweise darauf, dass die Pro-
grammanpassung von Autobahnen auf Gemeindestraßen zumindest für 
Hildener Verhältnisse nicht so gelungen ist, wie ursprünglich erwartet 
worden war.  
 
Im Abschluss des Jahres 2010 war es letztmalig möglich, Wertkorrektu-
ren zur Eröffnungsbilanz ergebnisneutral zu korrigieren. Hiervon mach-
te Amt 66 Gebrauch, weil alle vor 1970 hergestellten Straßen aus heu-
tiger Sicht mit falschen Herstellungskosten und zu hohen 
Abschreibungszeiten eingebucht wurden. Sowohl die damals geschätz-
ten Herstellungskosten als auch die Restnutzungsdauern wurden ge-
senkt und somit noch ergebnisneutral behandelt. 
 
Umgekehrt ist ebenso keine Aussage möglich, ab welcher Überschrei-
tung des „optimalen Eingriffszeitpunktes“ eine Straße im Wert verliert. 
Die Varianz der Möglichkeiten ist hier besonders hoch, weil ein plötzli-
cher Einbruch des Straßenzustandes und damit des Werts der Straße 
sowohl nach einem kurzen als auch erst nach einem längeren Zeitraum 
eintreten kann. Eine Prognose mit einem hinreichenden Verlässlich-
keitsgrad, der zu einem Verlassen der gebotenen Stetigkeit und einer 
Wertkorrektur berechtigen würde, ist nahezu unmöglich zu treffen. Der 
Wert der Hildener Straßen in der Bilanz ist deshalb wie bisher fortzu-
schreiben.  
 
H7:  Sowohl von Seiten der Verwaltung als auch des 

Rechnungsprüfungsamtes wurde für die Informati-
onserhebung zur Erstellung der Eröffnungsbilanz 
die Variante der Inaugenscheinnahme als die Beste 
angesehen. Im Rahmen des Grundsatzes der Ste-
tigkeit sollte an den Werten und den Restnutzungs-
dauern nichts mehr geändert werden, es sei denn, 
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für einzelne Straßen(abschnitte) liegen belegbare 
Daten vor, die eine Korrektur erfordern und recht-
fertigen. 

 
4.1.7.2 Kann die Wirtschaftlichkeit der Straßenunterhaltung verbessert 

werden? 
 
Wie die Prozessanalyse der Straßenunterhaltung gezeigt hat, haben 
sich bislang die mit dem Erwerb und dem Einsatz der Software „RoSy“ 
verbundenen Erwartungen nicht erfüllt. Vielmehr ist seit 2007 eine Rei-
he von Fragen aufgeworfen worden, einige davon sind in der Sitzungs-
vorlage 66/117 ja auch enthalten.  
 
Die wichtigsten Erwartungen waren natürlich, mit RoSy ein Instrument 
an die Hand zu bekommen, die mehrjährige Maßnahmenplanung auf 
ein solideres Fundament zu stellen und die Wirtschaftlichkeit der Stra-
ßenunterhaltung - bezogen auf die gesamte Lebensdauer einer Straße 
- durch möglichst weitgehende Einhaltung der empfohlenen optimalen 
Eingriffszeitpunkte zu erhöhen. Insbesondere letzteres hat sich bisher 
als nicht erreichbar herausgestellt.  
 
Vertraut man solchen Verfahren wie RoSy, dann kann die einzig wirt-
schaftliche Variante nur sein, die Software RoSy als Entscheidungsmit-
tel einzusetzen und alle vorgeschlagenen Maßnahmen möglichst zeit-
nah zu den ermittelten optimalen Eingriffszeitpunkten umzusetzen. 
Dieses Handeln ist aber bisher insbesondere an den Faktoren Perso-
nalausstattung und Haushaltsmittel gescheitert. Vertraut man den Er-
gebnissen aus einer Software wie RoSy nicht vorbehaltlos, ist zu ent-
scheiden, ob der Aufwand betrieben werden soll, der erforderlich ist, um 
eben diese Entscheidungsgrundlagen (z. B. durch mehrjährige Evaluie-
rungen) zu verbessern, um über die Gesamtlebensdauer der Straßen in 
Hilden dennoch insgesamt eine höhere Wirtschaftlichkeit zu erreichen. 
Diese Entscheidung ist tatsächlich aufgrund der Macht des Faktischen 
für die zurückliegenden Jahre gefallen; die Software wurde kaum so 
eingesetzt, dass die positiven Effekte die Aufwendungen für die Unter-
haltung und Betriebsbereitschaft erreicht oder überstiegen hätten. 
 
Wie bereits weiter oben erläutert, hatte die Verwaltung Ende 2007 eine 
Sitzungsvorlage zum Thema „Instandhaltungsstau“ in den Stadtentwick-
lungsausschuss gebracht. Selbst wenn die dort für das erste Jahr durch 
RoSy ermittelten 7 Mio. Euro zur Verfügung gestellt worden wären, hät-
ten diese Baumaßnahmen wegen fehlenden Personals nicht umgesetzt 
werden können. Und hätte die Verwaltung die entsprechende Anzahl an 
Personal zum Abbau des Rückstaus befristet zur Verfügung gestellt, 
hätte dies nach Abschluss der Maßnahmen zu personalrechtlichen 
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Problemen geführt, da ein Großteil des zusätzlichen Personals danach 
überflüssig geworden wäre. 
 
Also behilft sich das Fachamt seit der Anschaffung von RoSy mit der 
Methode, die  Verteilung des zur Verfügung stehenden Straßenunter-
haltungsbudgets zumindest mit den ersten, früher mit RoSy erstellten 
Maßnahmenlisten zu  vergleichen.  
 
H8:  Der gegenwärtige Zustand ist nicht befriedigend.  

 
Es wird ein Softwareprogramm zu hohen Kosten 
betrieben, ohne dass die von der Software „Scha-
densprognose“ erwarteten Leistungen realisiert 
werden können. Der für eine Überprüfung und 
ggfls. Verbesserung der Aussagegenauigkeit der 
Software erforderliche Aufwand konnte bisher nicht 
geleistet werden; hier wäre ohnehin eine Zusam-
menarbeit mit dem Hersteller oder mit anderen An-
wendern anzustreben. Eine solche Evaluierung wird 
vom Hersteller selbst gar nicht betrieben. Es stellt 
sich ohnehin die Frage, ob das Thema der man-
gelnden Anpassung an Gemeindestraßen nicht eine 
Gewährleistungsfrage oder zumindest der War-
tungsverträge gewesen wäre. 
 
An dieser Stelle muss wieder betont werden, dass 
die fortlaufende Datenerfassung oder auch nur eine 
Bestandsaufnahme alle fünf Jahre zwar den Inven-
turvorschriften entsprechen würde. Die hiermit ver-
bundenen Kosten hätten über die Erfüllung der ge-
setzlichen Vorgabe hinaus nur dann einen 
Wirtschaftlichkeitseffekt, wenn der bisher angefal-
lene Rückstau zügig abgearbeitet werden könnte. 

 
Aktuell hat die Verwaltung erklärt, die Software nach einer erneuten, ex-
ternen Straßenzustandserfassung aktiver zu nutzen und mit den zur 
Verfügung gestellten Daten Maßnahmen im Rahmen des Budgets zu 
planen. 
 
H9:  Auch wenn die Verwaltung eine aktivere Anwen-

dung der Software RoSy in Aussicht stellt, muss 
der Einsatz dieser Software in Frage gestellt wer-
den. Stehen die jährlichen Wartungskosten und der 
(noch) monatliche Abschreibungsaufwand in einem 
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angemessenen Verhältnis zu den daraus zur Verfü-
gung gestellten Daten?  

 
H10:  Die Rechnungsprüfung bezweifelt, ob Straßenzu-

standserfassungen, die nur alle 5-8 Jahre stattfin-
den sollen, ausreichendes Datenmaterial liefern 
können, die zu einer brauchbaren Darstellung der 
Schadensverläufe führen. Die Software RoSy ist so 
konzipiert, dass dort Schadensverläufe eingegeben 
werden können und somit ein aktueller Stand (= op-
timale Eingriffszeitpunkte) entwickelt werden kann, 
so dass die Straßenunterhaltung wirtschaftlich ar-
beiten kann. Sicherlich ist der Rechnungsprüfung 
bekannt, dass ein bezifferbarer Instandhaltungsstau 
erst einmal abgearbeitet werden muss, jedoch 
muss die Verwaltung zwingend ein Konzept erstel-
len, ob bzw. wie in Zukunft mit RoSy gearbeitet 
werden soll, und zwar rechtzeitig vor der Beauftra-
gung einer evtl. Neuaufnahme der Daten zu einem 
weit fünfstelligen Betrag. 

 
H11:  Die Verwaltung hält eine Bestandsaufnahme in ei-

nem Turnus von 5-8 Jahren einerseits für ausrei-
chend, ist aber gleichzeitig der Ansicht, dass die 
Zustandsdaten in RoSy jetzt (nach 6 bis 7 Jahren) 
zu alt sind, als das eine Auswertung eine vernünfti-
ge Grundlage für eine operative Instandhaltungs-
planung sein könnten. Die Rechnungsprüfung hält 
es aus Aktualitätsgründen (und um den Inventur-
vorschriften zu entsprechen) für erforderlich, ent-
weder einen kürzeren Zyklus zu wählen oder aber 
den Zyklus bei 5 zu belassen, aber in jedem Jahr 
ein Fünftel aller Straßen zu aktualisieren, und das 
möglicherweise durch eigenes Personal. 

 
 
 

4.1.8  Fazit  
 
Die Verwaltung hat in der oben erwähnten Sitzungsvorlage aus dem 
Jahr 2007 auf einen Instandhaltungsstau in Millionenhöhe hingewiesen. 
Wegen fehlender finanzieller und auch personeller Unterstützung konn-
te dieser Rückstau bis zum heutigen Zeitpunkt bei weitem nicht elimi-
niert werden.  
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Auch wenn die Software RoSy lediglich als Hilfs- / Unterstützungsmittel 
zur Instandhaltungsplanung eingesetzt werden kann, muss die Aktuali-
tät des Datenbestandes kritisiert werden. Andererseits wäre es sinnvoll, 
erst dann über eine neue Datenbestandsaufnahme nachzudenken, 
wenn der Rückstau abgearbeitet wurde. Es ist davon auszugehen, dass 
dieser Zustand noch Jahre andauern wird. 
 
Es stellt sich auch die Frage, welches Kriterium in der Straßenunterhal-
tung für die Verwaltung oberste Priorität hat. Hier muss die Verkehrssi-
cherungspflicht an erster Stelle stehen, die Datengenauigkeit in RoSy 
erscheint dort natürlich untergeordnet. Aus diesem Grunde ist die 
Handlungsweise des Fachamtes nachvollziehbar. 
 
Aus Sicht der Rechnungsprüfung sollten die Verwaltung und auch die 
Politik darüber nachdenken, wie die Straßenunterhaltung in Zukunft 
ausgerichtet sein soll. Zunächst sollte es oberste Priorität sein, den In-
standhaltungsstau abzuarbeiten. Erst dann wäre eine neue Bestands-
aufnahme sinnvoll und wirtschaftlich. Es macht keinen Sinn, im nächs-
ten Jahr eine Bestandsaufnahme für viel Geld durchführen zu lassen, 
wenn von vorneherein feststeht, dass die neu ermittelten Daten gar 
nicht verarbeitet oder die Auswertungen/Empfehlungen aus der Soft-
ware umgesetzt werden können.  
 
Weiterhin muss die Frage gestattet sein, ob investive Maßnahmen zu-
gunsten von Instandhaltungen geschoben werden sollten. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass investive Maßnahmen zu einem gewissen Anteil re-
finanziert werden können. Das dauerhafte Instandhalten einer Straße, 
z.B. durch Schlaglochsanierungen, ist weniger wirtschaftlich als eine 
Deckensanierung. 
 
Auch erscheint es wünschenswert, im Bereich der mittelfristigen Fi-
nanzplanung der Straßenunterhaltungsmaßnahmen Grundsatzent-
scheidungen zu treffen und nicht die einmal festgestellte Instandhal-
tungsnotwendigkeit einer Straße immer wieder erneut in Frage zu 
stellen, was zu erheblichen Zeitverlusten und wegen des Abweichens 
vom idealen Eingriffszeitpunkt zu Unwirtschaftlichkeitseffekten führt. 
Vielleicht sollte ein Verfahren angedacht werden, dass ein Projekt in der 
Straßenunterhaltung ab der Planung per Grundsatzbeschluss im Ge-
samten beschlossen wird. Natürlich muss nach einem Anfangsbe-
schluss auch über § 14-Unterlagen diskutiert werden, jedoch sollte es 
hier nicht mehr um die Frage gehen, „OB“ eine Maßnahme durchge-
führt wird, sondern nur noch um das „WIE“. Es ist nicht wirtschaftlich, 
dass Planungskosten von teilweise nicht geringer Höhe umsonst aus-
gegeben wurden, wenn die eigentliche Umsetzung einer Baumaßnah-
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me dann im Rahmen der politischen Beratungen um mehrere Jahre 
verschoben oder sogar komplett storniert wird. 

 
 
 
Hilden, den 25. Oktober 2012 
 Prüfung des Internen Kontrollsystems im Bereich der Straßenunter-
haltung und Prozessdarstellung 
 
 
 
 
T o r s t e n   S c h l ü t e r   
Prüfer 
Prüfung des Internen Kontrollsystems im Bereich der Straßenunter-
haltung und Prozessdarstellung 
 
 
 
K l a u s   S p i e l m a n n  
Prüfer 
 
 
 
M i c h a e l   W i t e k 
Rechnungsprüfungsamtsleiter 
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